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1. Kapitel 

Einführung in die Problemstellung 

§ 1 Einleitung 

Das Thema "Der Widerruf von Entgeltzusagen des Arbeitgebers" ist wahr-
lich nicht neu. Generationen von Juristen haben sich mit ihm auseinanderge-
setzt. Der arbeitsrechtliche Widerruf ist inzwischen als Änderungsinstrument 
etabliert; er kann sich auf eine gefestigte Rechtsprechung stützen. 

Warum also eine weitere Untersuchung zu einem eigentlich alten Problem? 
Diese berechtigte Frage soll gleich am Anfang der Betrachtung stehen, da sie 
rasch zur Aufgabenstellung dieser Arbeit führt. 

Zunächst einmal hat der Widerruf durch die Entscheidung des Großen Sena-
tes vom 16. 9. 1986 zur ablösenden Betriebsvereinbarung1 einen neuen Stel-
lenwert erhalten. Vorher konnten sich die Arbeitgeber noch darauf verlassen, 
betriebseinheitliche Individualvereinbarungen im Wege einer Betriebsverein-
barung auch zu Lasten der einzelnen Arbeitnehmer und unter Absenkung des 
Dotationsrahmens zu beseitigen. Die Ausübung eines Widerrufs war quasi 
Änderungsinstrument zweiter Wahl. Dies zeigt sich vor allem daran, daß der 
Widerruf in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung nie als eigentliches 
Thema, sondern in der Regel nur als Rand-problem "der Vollständigkeit hal-
ber" zur Sprache kommt. Nur wenige Autoren haben den Schwerpunkt von 
vornherein auf die individualrechtliche Ebene verlegt2 . Nach der Entschei-
dung des Großen Senates, der in einem einmaligen Akt richterlicher Rechts-
fortbildung den kollektiven Günstigkeilsvergleich aus der Taufe gehoben hat, 
stehen die meisten Betriebe vor einer vollkommen veränderten Situation: wäh-
rend eine bloße Umstrukturierung im Rahmen des kollektiven Günstigk:eits-
vergleichs meist ausreichend ist, um im Bereich der Zusatzleistungen den 
Gleichbehandlungsurteilen des BAG gerecht zu werden, mehren sich in Zeiten 
einer angespannten Wirtschaftslage die Forderungen nach sinnvollen Mög-
lichkeiten zur betriebseinheitlichen Senkung des Dotationsrahmens. Ob und 

BAG GS, Urt. vom 16. 9. 1986- GS 1/82- AP Nr. 17 :ru § 77 BttrVG = NZA 1987, 168 = 
SAE 1987, 175mitAnm.Löwisch. 

2 Coester, BB 1984, 797 ff.; Richardi, RdA 1983, 201 ff. 
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welchen Voraussetzungen der Widerruf das geeignete Instrument dafür dar-
stellt. ist die erste wesentliche Aufgabenstellung der Arbeit. 

Jedoch stößt man dabei auf eine eigenartige Besonderheit: Im Bereich des 
Widerrufs verläuft eine gravierende Trennlinie zwischen der betrieblichen 
Altersversorgung einerseits und den übrigen Sonderleistungen des Arbeitge-
bers auf der anderen Seite. In der betrieblichen Altersversorgung spielt prak-
tisch nur der vorbehaltslose Widerruf eine Rolle. während im Bereich anderer 
Zusatzleistungen allein über die Kontrolle des Widerrufsvorbehaltes diskutiert 
wird. Rückkopplungen zwischen beiden Gebieten finden praktisch nicht statt. 
was nicht zuletzt dadurch deutlich wird. daß Autoren. die bisher am Widerruf 
gearbeitet haben. sich stets nur auf eines von beiden Gebieten beschränken. -
unter Verweis auf die Besonderheiten des anderen. Die betriebliche Altersver-
sorgung gerät damit - trotz ihrer praktischen Relevanz - in die Position eines 
arbeitsrechtlichen "Exoten". Widerruf und Widerrufsvorbehalt sind ein typi-
sches Beispiel für die weitverbreitete Ansicht. daß das zivilrechtliche Instru-
mentarium die Probleme der betriebliche Altersversorgung nur ungenügend 
erfassen kann. Deshalb schafft man ein Sonderrecht der betrieblichen Alters-
versorgung. Ob das Berechtigung hat. ist eine weitere Aufgabenstellung dieser 
Arbeit. 

Allerdings ist es in einem Bereich zumindest zu einer begrifflichen Harmo-
nisierung beider Gebiete gekommen. Die allesübergreifende "Zauberformel" 
der Billigkeit des BAG erweist sich auch hier als Dreh- und Angelpunkt der 
Rechtsprechung. Doch dieses fast anglo-amerikanisch anmutende "case-law" 
hat seinen Grund: Der Widerruf ist einer detjenigen Themengebiete. an dem 
die vornehme Zurückhaltung des Gesetzgebers auf dem Gebiet des Arbeits-
rechts besonders deutlich wird. Die wesentlichen Entscheidungen triffi das 
BAG. nicht mehr der Gesetzgeber. Diese Tatsache trägt nun nicht unbedingt 
zur Rechtssicherheit bei3. Das wird bei der betrieblichen Altersversorgung 
besonders deutlich. Ein Unternehmer zum Beispiel. der in den 60er Jahren 
eine Versorgungsordnung geschaffen hat, steht 30 Jahre später vor rechtlichen 
Rahmenbedingungen, die selbst der gewissenhafteste Arbeitgeber nicht vor-
aussehen konnte. 

Allerdings macht es sich detjenige zu einfach. der die starke Präsenz der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes. wie sie auch im Bereich des Wi-
derrufs deutlich wird. pauschal in Frage stellt. In den letzten Jahrzehnten hat 
sich das soziale und wirtschaftliche Umfeld in einem Ausmaß geändert wie nie 
zuvor. Der Gesetzgeber kann dem häufig nur mit erheblicher Verzögerung 
nachkommen. Hier liegen die Vorteile der Rechtsprechung: "Die Gerichte 
können eher als der Gesetzgeber anband von Einzelfällen schrittweise vorge-
hen. Sie brauchen im allgemeinen nicht sogleich ein fertiges Gebäude zu er-

3 Blomeyer, in: Hromadka, Die Änderung vw Arbeitsbedingungen S. 193 (19.5). 
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richten. "4 Der Starrheit und der Rechtssicherheit der Gesetze stehen also Fle-
xibilität, Entwicklungsfähigkeit, aber auch die Rechtsunsicherheit des Richter-
rechts gegenüber. So wundert es auch nicht, daß das Richterrecht häufig eine 
Vorreiterrolle für spätere gesetzliche Regelungen einnimmt. Die Rechtspre-
chung zur betrieblichen Altersversorgung und die Regelungen des BetrA VG 
sind ein hervorragendes Beispiel dafür5. Die Schnittstelle zwischen Gesetzge-
bung und Richterrecht markiert das Gewaltenteilungsprinzip. Diese Schnitt-
stelle gilt es auch für den Widerruf von zusätzlichen Entgeltleistungen des 
Arbeitgebers herauszuarbeiten. 

Aber nicht nur innerhalb der Sonderleistungen selbst fehlen wichtige Ver-
bindungslinien. Der Gesetzgeber hat zwar im Kündigungsschutzgesetz einen 
zumeist zufriedenstellenden Bestandsschutz des Arbeitsverhältnisses geregelt; 
der Vertragsinhaltsschutz für die einzelnen Arbeitsbedingungen erschöpft sich 
jedoch in den Regelungen über die Änderungskündigung (§§ 2, 4 S. 2, 8 
KSchG). Auf welche Art und Weise man sich Änderungen vorbehalten kann 
oder sogar ohne einen Änderungsvorbehalt erreichen kann, dafür fehlen weit-
hin Vorgaben des Gesetzgebers. Es kann bei weitem noch nicht als ausrei-
chend erforscht gelten, inwieweit § 2 KSchG für andere Regelungen eine 
Sperrwirkung entfaltet, - ja, inwieweit er überhaupt den Vertragsinhalt 
schützt. Unterfallen alle Vertragsbestimmungen des Arbeitsvertrages seinem 
Schutzbereich oder sind dies nur die wesentlichen Bestandteile, die essentalia 
negotii? 

In diesem Punkt zeigen sich die Verbindungen des Widerrufs zu den Pro-
blemen bei den Rückzahlungsklauseln, der Anwesenheitsprämie und der Teil-
kündigung, um nur einige wenige zu nennen, auf die an späterer Stelle noch 
einzugehen sein wird. Ein System dieser Änderungsinstrumente liegt bisher 
nur im Ansatz vor' und dies, obwohl die Änderung von Arbeitsbedingungen 
der betriebliche Alltag ist, die Beendigung des ganzen Arbeitsverhältnisses 
jedoch die Ausnahme. Der Widerruf ist ein Instrument, für das wir in keinem 
Gesetz eine Kompetenznorm finden, gerade deshalb muß er sich an einem 
System der Änderungsinstrumente messen lassen können. Er ist nur ein Sym-
ptom für ein wachsendes Auseinanderdriften der arbeitsrechtlichen Ände-

4 Hilger, RdA 1981,6 f.; allerdin~ sind in soweit Zweifel an demAusmaß 11112llDle1dm, in dem 
Hilger die Weiternildung des RedJ.tes durd:! dm Rid:!ter befiirwcrtet. Zu weit geht wOOl ihre These (S. 
7): "Dieser Rollmtausdl zwisd:!en Geset~elnmg IDld RedJ.tspredJ.IDlg Tht in einem demokratischen 
Staatswesm nur deshalb vatretbar, weil der Geset~eber- auch solange er im Beobad:!tcr.tand ver-
harrt - die Materie jederzeit aufgreifen kaon. Er bleibt mithin in der Rechtspolitik obeme Instanz." 

5 SowOOI die ADpassun~egebmg des § 16 BetrA VG, als aud:! die Unverfallbarlceitsregel=g des 
§ l BetrA VG stellen nur die Kodifl.zienmg voo GnmdslltZf:II.IDld RegellDlgen dar, die im wesmtlid:!m 
voo der RedJ.tspredJ.lDlg erarbeitet wurden. 

6 Vp)..Hromadko,RdA l992,214ff. 
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